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Geſetz-Sammlung 
für die 


hen Wreuhtinen Staaten 


— Nr. 45. — 


(Nr. 7437.) Verordnung wegen Ausdehnung der Verordnung vom 1. Oktober 1868,, die 
Einführung des Zollgeſetzes u. ſ. w. auf den Elbinſeln Overhacken, Fin: 
kenwerder⸗Blumenſand u. ſ. w. betreffend, auf den in die Zollgrenze 
gezogenen Theil der Elbinſel Wilhelmsburg. Vom 26. April 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem der Bundesrath des Zollvereins auf Grund des Artikels 6. des 
Vertrages wegen Fortdauer des Deutſchen Zoll: und Handelsvereins vom 8. Juli 
1867. beſchloſſen hat, daß die Artikel 3. bis 5. und 10. bis 20. des gedachten 
Vertrages wie in der Hamburgiſchen Voigtei Moorwärder zugleich in demjenigen 

Theile der zur Preußiſchen Monarchie gehörigen Elbinſel Wilhelmsburg, welcher 
an der Oſt⸗ und Südſeite dieſer Inſel zwiſchen dem Ufer und der am Deiche 
gezogenen Zollgrenze liegt, mit dem 1. Juli d. J. in Wirkſamkeit treten ſollen, 
und in dem gedachten Landestheile eine von dem Bundesrathe beſtimmte Nach⸗ 
ſteuer zu erheben iſt, ſo verordnen Wir, was folgt: wi 


ö §. 1. 

Die Verordnung vom 1. Oktober 1868. wegen Einführung des Zoll⸗ 
gel zes, der Zollordnung, des Zollſtrafgeſetzes, der Ordnung für das Verfahren 
ei Zuwiderhandlungen gegen die Geſetze über Zölle und andere indirekte Steuern, 
des Zolltarifs, der Verordnung über die Beſteuerung des Rübenzuckers, des 
Geſetzes über die Erhebung einer Abgabe vom Salze und wegen der Erhebung 
einer Nachſteuer auf den Elbinſeln Overhacken und Finkenwerder⸗Blumenſand, 
owie in dem Preußiſchen Antheile der Landſchaft Kirchwärder und in den Dör⸗ 
ern Hohenfelde, Homfelde und Köthel (Geſetz-Sammlung S. 957), tritt auf 
em im Eingange bezeichneten Theile der Inſel Wilhelmsburg mit der in dem 
$. 2, angegebenen Maaßgabe am 1. Juli d. J. in Kraft. 


§. 2. 
Auf die nach der Verordnung vom 1. Oktober 1868. der Nachſteuer un⸗ 
terliegenden, am 1. Juli d. J. auf dem im Eingange bezeichneten Theile der 
Jahrgang 1869. (Nr. 7437/7438.) 107 In⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 25. Juni 1869, 


Inſel Wilhelmsburg vorhandenen Waaren findet die Verordnung vom 31. Juli 
1868. (Geſetz Samml. S. 721.) wegen Erhebung der Nachſteuer mit der Maaß⸗ 
abe Anwendung, daß die in dieſer Verordnung im §. 2. Nr. 2. wegen der 
Apt der Waaren vorgeſchriebene Befreiung von der Nachſteuer nicht 
auf den Nachweis der Herſtammung aus den dort genannten Ländern und Lan⸗ 
destheilen, ſondern auf den Nachweis zu gründen iſt, daß die betreffenden nach⸗ 
ſteuerpflichtigen Waaren entweder in dem im Eingange bezeichneten Theile der 
Inſel Wilhelmsburg, oder in der Voigtei Moorwärder erzeugt oder verfertigt 
ſind, oder daß ſie aus dem Zollvereine herſtammen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 26. April 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. 


(Nr. 7438.) Allerhöchſter Erlaß vom 5. Juni 1869,, betreffend die Berufung außerordent⸗ 
licher Provinzial⸗Synoden in den ſechs öſtlichen Provinzen des Staats. 


E; iſt Mein Wille, daß zur Förderung der Neugeſtaltung der evangeliſchen 
Kirchen⸗Verfaſſung noch im laufenden Jahre in den ſechs öſtlichen Provinzen des 
Staats außerordentliche Provinzial⸗Synoden abgehalten werden, denen die Reviſion 
der bisher ergangenen Verordnungen über die Gemeinde⸗ und Kreis⸗Synodal⸗ 
verfaſſung, ſowie die zu treffenden Anordnungen über die Einrichtung von Pro⸗ 
vinzial⸗Synoden zur Begutachtung vorzulegen ſind. Die Zuſammenſetzung der 
außerordentlichen Provinzial⸗-Synoden hat nach der hierbei zurückfolgenden Ver⸗ 
= ordnung, welcher Ich Meine Genehmigung ertheile, zu geſchehen, für die Geſtal⸗ 
tung ihrer Verhandlungen find die Grundſätze der Kirchen⸗Ordnung für Weſt⸗ 
phalen und die Rheinprovinz über die Provinzial⸗Synode, ſoweit es die außer⸗ 
ordentliche Natur dieſer Verſammlungen zuläßt, analogiſch zur Anwendung zu 
bringen. Ich beauftrage den Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath, in Gemeinſchaft mit 
Ihnen, dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten, die zur Ausführung dieſes 
Erlaſſes erforderlichen Anordnungen zu treffen. 
Der gegenwärtige Exlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Schloß Babelsberg, den 5. Juni 1869. 
Wilhelm. 
v. Mühler. 


An den Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten und 
den Evangelifchen Ober-Kirchenrath. 


Ber | 


Verordnung, 

betreffend 
die Berufung außerordentlicher Provinzial⸗Synoden für Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Schleſien, Poſen und Sachſen. 


F. 1. 


Für jede der ſechs öſtlichen Provinzen des Staats wird Behufs weiterer Ent⸗ 
wickelung der evangeliſchen Kirchen-Verfaſſung eine außerordentliche Provinzial⸗ 
Synode berufen, welche aus der Wahl der Kreis⸗Synoden hervorgeht. Die 
Zahl ihrer Mitglieder muß der Anzahl der zur Provinz gehörigen Kreis⸗Synoden 
mindeſtens gleich kommen. a 

a $. 2. 


Zu dieſem Zweck werden die Kreis⸗Synoden, einzeln oder mehrere je nach 
der Größe und geſchichtlichen Zuſammengehörigkeit zu einer Bezirks⸗Synode ver⸗ 
einigt, als Wahlkörper berufen. Die dazu erforderlichen Anordnungen, insbe⸗ 
ſondere die Abgrenzung der Bezirks⸗Synoden, ergehen durch das Provinzial⸗ 
Konſiſtorium. 

8 


Jede Bezirks - Synode erwählt durch ordnungsmäßigen Beſchluß nach 
Maaßgabe der geltenden Kreis Synodal » Ordnung vier Abgeordnete zur außer⸗ 
ordentlichen Provinzial⸗Synode, nämlich einen Superintendenten, einen Geiſtlichen, 
zwei weltliche Mitglieder. 

Die einzeln als Wahlkörper berufenen Kreis-Synoden erwählen einen 
geiftlichen und einen weltlichen Abgeordneten, denen als drittes Mitglied der 
vorſitzende Superintendent der Kreis⸗Synode hinzutritt. 


§. 4. 


Die Wahlen geſchehen nach abſoluter Majorität der Erſchienenen; bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


§. 5. 

Wählbar ſind als Deputirte geiſtlichen Standes die vollberechtigten geiſt 
lichen Mitglieder der den betreffenden Wahlkörper bildenden Kreis⸗Synoden, als 
Deputirte weltlichen Standes die ſelbſtſtändigen Mitglieder aller dem Bereich 
des Wahlkörpers angehöriger evangeliſcher Pfarrgemeinden, einſchließlich der 
Eximirten, welche ihrer Exemtion entſagt haben. 

(Nr. 7488) d $. 6. 
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. 

Außer den vorſtehend a können durch landesherrliche Ernennung 
einige geiſtliche und weltliche itglieder zur Provinzial⸗Synode berufen werden / 
15 Zahl derſelben ſoll den ſechsten Theil der Geſammt⸗Synode nicht über⸗ 

eigen. 5 
8 7. N 

Jede Bezirks⸗ reſp. einzeln wählende Kreis⸗Synode hat für die von ihr 

ur außerordentlichen N entfendeten Deputitten die entſtehenden 
often der Reife und des Unterhalts ſelbſt zu beſchaffen. Die allgemeinen 

Koſten der Verſammlungen, ſowie die Koſten für die landesherrlich berufenen 

Mitglieder (§. 6.) werden aus allgemeinen kirchlichen Fonds beſtritten. 


| $. 8. a 
Ueber Ort und Zeit des Zuſammentritts der außerordentlichen Provinzial⸗ 


Synoden, ſowie über die Konſtituirung der Verſammlungen werden die erforder⸗ 
lichen Anordnungen durch das Provinzial⸗Konſiſtorium erlaſſen. 


a Vorſtehende Verordnung wird auf Grund des Allerhöchſten Erlaſſes vom 
5. d. Mts. hiemit publizirt. 


Berlin, den 16. Juni 1869. 


Der Miniſter der geiſtlichen de. Der Evangeliſche Ober-Kirchen⸗ 
Angelegenheiten. rath. 
v. Mühler. Mathis. 


— —ͤ — — 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober» Hofbuchdrückerei 
i (R. v. Decker). 
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